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Tributpflicht à la IWF 

Vor einem neuerlichen Raubzug? 
 
Das Bekanntwerden der Überlegungen des Internationalen Währungsfonds, ob die Staatskassen 
eventuell mittels der Enteignung von Sparern und Immobilienbesitzern zu entlasten und auf den Stand 
von 2007 zurückzuführen wären, hat einigen Staub aufgewirbelt. Nachdem sich - völlig überraschend - 
selbst die gewöhnlich zuverlässig staatsfreundlichen Hauptstrommedien überwiegend kritisch zur Idee 
einer Teilenteignung jener Menschen äußerten, die den schwerwiegenden Fehler begingen, keine 
Schulden zu gemacht zu haben, folgten Erläuterungen, die so glaubwürdig klangen wie weiland 
Walter Ulbrichts Beteuerung „Niemand will eine Mauer bauen!“ Doch jetzt ist die Katze einmal aus 
dem Sack. Das ist auch gut so, da die „Lektion Zypern“ vom Publikum offensichtlich nicht verstanden 
wurde. Jetzt sollte auch der Dümmste begriffen haben, daß die Herrschenden und die ihnen 
zuarbeitenden Staatsökonomen und Intellektuellen vor keinem Verrat zurückschrecken werden, wenn 
es darum geht, das seit vielen Jahren laufende Pyramidenspiel aus Zinsmanipulation, Kreditexzess 
und Geldwerterosion, wenigstens noch eine Zeitlang am Laufen zu halten. 
 
Nehmen wir an, die Sache würde tatsächlich wahr gemacht: Dann erscheint es mehr als zweifelhaft, 
daß kleine Sparer und Eigenheimbesitzer überhaupt die Möglichkeit hätten, sich einem 
generalstabsmäßig geplanten und transnational orchestrierten Raubzug der Regierungen zu 
entziehen. Die Möglichkeiten dazu sind begrenzt. Denn wenn, wie im IWF-Papier ventiliert, eine 
bestimmte Vermögensquote zugunsten maroder Staatshaushalte konfisziert werden soll, dann 
geraten damit ja nicht nur der amtsbekannte Immobilienbesitz, Sparbücher und Wertpapierdepots ins 
Fadenkreuz des Fiskus, sondern natürlich auch alle anderen Vermögenswerte. Wenn schon 
enteignen, dann aber schon ordentlich und „sozial gerecht“. Schließlich wäre es undenkbar, zwar die 
Schrebergartenhütte der Wettitant´ mit einer Zwangshypothek zu belasten, nicht aber Teile der 
Gemäldesammlung von Herrn X und/oder das Edelmetalldepot der Frau Y und deren Juwelen zu 
konfiszieren. Derartige Werte sind aber, falls der jeweilige Besitzer darüber keine Zeitungsinserate 
schaltet oder in aller Öffentlichkeit lautstark damit prahlt, anonym und daher nur durch behördliche 
Nachschau aufzuspüren. Von Regierungsseite wurde bereits mehrfach betont, daß im 
Zusammenhang mit der Vermögensbewertung nicht an Hausdurchsuchungen gedacht sei. Das ist - 
siehe Ulbricht - als eindeutiger Hinweis darauf zu verstehen, daß genau diese natürlich durchgeführt 
würden. 
 
Beim Geld hört bekanntlich der Spaß auf – besonders der des Fiskus. Ein Anschlag auf die Vermögen 
der Untertanen wird daher notwendigerweise mit einer Öffnung von Bankschließfächern unter 
Behördenaufsicht, sowie einer gründlichen Inspektion von Heimstätten der üblichen Verdächtigen 
einhergehen, als da wären: Unternehmer, Besitzer lastenfreier Eigentumswohnungen oder 
Eigenheime und andere Geldsäcke, sowie alle jene, die keinen großen Proletariernachweis erbringen 
können. Im Zuge der Bewältigung der Staatsschuldenkrise werden wir daher jede Hemmung fallen 
sehen, auch noch die letzten verbliebenen Reste von Privatsphäre zu beseitigen. Schließlich steht ja 
nicht weniger als das Gemeinwohl auf dem Spiel! Unverletzlichkeit der Wohnung? Lächerlich! 
 
Auch jene Schlaumeier, die nun – einerseits um der Enteignung durch den Staat und andererseits um 
einem möglichen Bankrun zuvorzukommen – ihre Konten auflösen um die abgehobenen Banknoten 
zu Hause in ihre Matratzen zu stopfen, wären leichtsinnig, würden sie sich deshalb in Sicherheit 
wiegen. Rascher, als sie von der Bank heimkommen, können nämlich jene Banknoten für ungültig 
erklärt werden, die nicht über eine entsprechende behördliche Kennzeichnung verfügen. Im Zuge 
dieser Kennzeichnung (oder des Umtauschs) von daheim gehorteten Barmitteln, wird dann erst recht 
die jeweilige Zwangsabgabe (deren Quote eher über als unter den kolportierten 10 Prozent liegen 
wird) eingetrieben. Derlei Übungen sind nicht neu. Es ist alles schon einmal dagewesen! 
 
Die Konsequenz der vom IWF überlegten Ausplünderung von Nichtschuldnern und 
Vermögensbildnern wird nicht lange auf sich warten lassen: Nach der Immobilenbranche, den Aktien- 
und Rohstoffbörsen, werden jetzt die Konsumtempel Umsatzrekorde feiern und die Tourismusindustrie 
wird einen Boom erleben. Ludwig Mises hat ein derartiges Phänomen einst als „Katastrophenhausse“ 
bezeichnet. Wer keine Möglichkeit sieht, sein mühsam erspartes Vermögen dem Zugriff grob 
fahrlässiger oder krimineller Machthaber oder einer galoppierenden Inflation zu entziehen, wird 
konsumieren, als gäbe es kein morgen. Lieber noch ein paar Monate im Dauerrausch, als gar nichts 
vom Ersparten haben – durchaus rational überlegt! Ist dann der letzte Cent verbraten, und der letzte 
bar bezahlte Laib Brot aufgegessen, heißt es „Fertigmachen zum Zusammenbuch!“ Dann – wenn 
auch leider zu spät - werden selbst glühende Etatisten und eingefleischte Keynesianer erkennen, daß 
es doch keine Möglichkeit gibt, sich „reich zu konsumieren“ oder „in den Wohlstand zu verschulden“. 
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Die Ironie des Ganzen ist, daß derartige Ungeheuerlichkeiten und all der verheerende Schaden der 
damit angerichtet wird, dennoch keine nachhaltige Sanierung der Staatshaushalte bewirken würden. 
Denn niemals waren die Abgabenlasten höher als unserer Tage; zu keiner Zeit haben die 
Steuerquellen ergiebiger gesprudelt als gerade jetzt. Das Problem der Staaten besteht nämlich nicht 
in zu geringen oder abnehmenden Einnahmen, sondern in zu hohen und zudem laufend steigenden 
Ausgaben. Und daran wird sich auch nach einer Entschuldung der Staaten, gleich auf welche, 
jedenfalls schmerzhafte Weise diese erfolgen wird, absolut nichts ändern. Schon tags darauf werden 
erneut die Staatsausgaben die -Einnahmen übersteigen, da niemand innerhalb der politischen Klasse 
daran denkt, die Strukturen zu verändern. 
 
Denn auf dem Boden der westlichen „Prolokratie“ leife ein Entzug Steuer- oder Schuldenfinanzierter 
Wohltaten glatt auf einen politischen Selbstmord der Regierungen hinaus, den zu begehen diese mit 
Sicherheit nicht vorhaben. Daher würden – auch nach einer Sanierung der Staatshaushalte - dem 
über die Stimmenmehrheit verfügenden Proletariat weiterhin Brot und Spiele geboten werden müssen. 
Schließlich will man sich ja als Systemprofiteur die Finger nicht mit ehrlicher, produktiver Arbeit 
schmutzig machen müssen, sondern weiterhin am wohl gefüllten Futtertrog der Politik verbleiben und 
wiedergewählt werden. Das grausige Spiel könnte daher von neuem beginnen. 
 
Fazit: Das herrschende politische System ist – nicht nur in materieller Hinsicht – bankrott und 
mutmaßlich unreformierbar. Ohne eine Rückkehr zu persönlicher Verantwortung und Haftung, 
Respekt vor privatem Eigentum und einem soliden Geldsystem, wird die Gesellschaft jedenfalls 
zerfallen... 
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